


Liebe Leser:innen,
vor einem Jahr haben wir gemeinsam mit SPD 
und FDP in „der Ampel“ die Arbeit aufgenom-
men. Damit sind wir nach 16 Jahren endlich 
wieder Teil einer Bundesregierung. Unser Ziel ist 
es, den 16-jährigen Stillstand zu beenden und 
unser Land endlich voranzubringen. Dafür strei-
ten und kämpfen wir jeden Tag: für die so wich-
tigen Veränderungen im Klimaschutz, bei den 
Erneuerbaren Energien, beim Artenschutz, für 
eine sozial-ökologische Transformation, gegen 
Hass, Hetze, Diskriminierung und Rassismus und 
für eine wertebasierte und feministische 
Außenpolitik. Mit sozialerer Politik, die auf 
inklusive Strukturen setzt, wollen wir die 
Ungleichheit bekämpfen und den Zusammen-
halt stärken.

Der grausame Krieg Russlands gegen die Ukrai-
ne ist auch ein Angriff auf unsere europäische 
Friedens- und die internationale Sicherheitsord-
nung. Als Teil der GRÜNEN Bundestagsfraktion 
sind wir uns unserer Verantwortung in solch 
schweren Zeiten bewusst und nehmen die poli-
tischen Herausforderungen, die auch das parla-
mentarische Jahr geprägt haben, an. Das heißt 
gerade für uns GRÜNE, auch unbequeme und 
schwierige Entscheidungen zu treffen. Gerade 
jetzt beweist sich, wie wichtig eine ambitionier-
te GRÜNE Politik ist. Der Angriffskrieg Putins, die 

fortdauernde Corona-Krise und die Klimakrise 
legen schonungslos offen, welche Fehler in der 
Vergangenheit gemacht wurden. Die Lösung 
kann nur in einer dekarbonisierten, sozial-öko-
logischen und wertebasierten Politik liegen.

In beschleunigten Verfahren haben wir viele 
Gesetze beraten und Veränderung auf den Weg 
gebracht, die unsere Gesellschaft zusammen-
halten. Mit den Entlastungspaketen, Soforthil-
fen sowie der Gas- und Strompreisbremse 
geben wir den Menschen in diesen unwägbaren 
Zeiten ein Stück finanzielle Sicherheit zurück. 
Unser Ziel muss sein, dieses Land und seine 
Menschen über den Winter und weit darüber 
hinaus zu bringen.

Als rheinland-pfälzische Landesgruppe und 
GRÜNE Bundestagsfraktion konnten wir 
gemeinsam in Zusammenarbeit mit der Bun-
desregierung in diesem Jahr große Erfolge 
erzielen und zentrale Ziele unseres Koalitions-
vertrags angehen. Das größte Ausbaupaket für 
Erneuerbare, die Sicherung der Energieversor-
gung, das 49-Euro-Ticket, die Reformen bei Bür-
ger:innen- und Wohngeld und die konsequente 
Unterstützung der Ukraine sind tolle Meilen-
steine. Jetzt heißt es, in großen Schritten weiter 
zu gehen!



Vorsitz des Digitalausschusses

Recht auf schnelles Internet und 
Gigabitausbau

©xxxx

Als Mitglied einer Koalitionsfraktion und Vorsitzen-
de des Digitalausschusses bin ich in einen noch 
intensiveren Arbeitsalltag gestartet. Neu und nicht 
immer einfach sind nun auch die vielen Abstimmun-
gen in der Ampel wie Jour fixe und Ministerfrühstü-
cke. Viel Freude macht mir die Leitung des Digital-
ausschusses, der mit dieser Legislatur an Gewicht 
gewonnen und bereits viele wichtige Themen bear-
beitet hat wie Angriffe auf die Kommunikationsinf-
rastruktur der Bahn u.a. Insgesamt haben Gespräche, 
Presseanfragen und Podien zu verschiedensten 
Themen von Cybersicherheit über Verwaltungsdigi-
talisierung bis hin zum digitalen Existenzminimum 
deutlich zugenommen.

Einer meiner Schwerpunkte ist der Meinungsbil-
dungsprozess im Netz. Mit dem Krieg in der Ukraine 
zeigt sich, wie unerlässlich unabhängige Medien für 
die Demokratie sind. Desinformation und Hasskrimi-
nalität gehören zu den großen Herausforderungen 
unserer Zeit und stören den demokratischen Diskurs. 
Auf EU-Ebene sind mehrere Instrumente geschaffen 
worden, gegen illegale Inhalte im Netz vorzugehen 
(DSA, DMA und der noch ausstehende Media Free-
dom Act). Im Zuge der Umsetzung des DSA (Digiale 
Dienste-Gesetz) wird es effektive Aufsichtsstruktu-
ren bedürfen. Hierzu habe ich Fachgespräche orga-
nisiert und einen Gastbeitrag in der FAZ veröffent-
licht.  Dabei  ist entscheidend,  eine staatsferne wie 

effiziente Aufsicht mit fachlicher Expertise aufzu-
bauen und sie finanziell so auszustatten, dass sie 
gegen illegale Inhalte wirksam vorgehen kann. Den 
Gesetzgebungsprozess werde ich eng begleiten. Auf 
dem Kongress „Strategien gegen Verschwörungsi-
deologien und Desinformation“ der Bundestagsfrak-
tion habe ich in meinem Workshop mit Gästen darü-
ber diskutiert, wie der Diskurs im Netz zwischen der 
Regulierung von Desinformation und der Meinungs-
freiheit ausbalanciert werden kann.

 

Endlich ist das Recht auf schnelles Internet da! Seit 
ich im Bundestag bin, habe ich dafür gekämpft und 
freue mich, diesen Rechtsanspruch mit umzusetzen. 
Die  Telekommunikationsmindestversorgungsver-
ordnung (was ein Wort   ), die wir beschlossen haben, 
sieht zunächst einen Mindestanspruch von 10 
Mbit/s vor. Das klingt wenig, kann aber überschritten 
werden, denn es ist ja nur die Bandbreite, die 
mindestens zur Verfügung stehen muss. Wir haben 
die Bundesnetzagentur aufgefordert, für die Überar-
beitung der Verordnung 2023 für eine bessere 
Datengrundlage zu sorgen. Weitere Studien wie zu 
Mehrpersonenhaushalten sind beauftragt. Denn 
Familien nutzen ihre Anschlüsse für Home Office, 
Gaming oder Serienschauen parallel, das muss 
berücksichtigt werden. Der Rechtanspruch stärkt 
Verbraucher:innen wie auch das neue Telekommuni-

https://www.spiegel.de/politik/deutschland/deutsche-bahn-was-sich-im-internet-ueber-die-schwachstellen-der-bahn-infrastruktur-herausfinden-laesst-a-d5752a30-92ea-4c08-a4b2-974c19d7494a
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/deutsche-bahn-was-sich-im-internet-ueber-die-schwachstellen-der-bahn-infrastruktur-herausfinden-laesst-a-d5752a30-92ea-4c08-a4b2-974c19d7494a
https://www.faz.net/aktuell/feuilleton/medien/wie-gestalten-wir-das-neuen-digitalgesetz-der-eu-dsa-aus-ein-gastbeitrag-von-tabea-roessner-und-kalle-hain-18149073.html
https://netzpolitik.org/2022/recht-auf-schnelles-internet-abgeordnete-pochen-auf-ambitioniertere-grundversorgung/
https://www.gruene-bundestag.de/verschwoerungsideologien
https://www.gruene-bundestag.de/verschwoerungsideologien
https://www.tabea-roessner.de/2022/12/09/phoenix-tagesgespraech-zum-digital-gipfel/
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Mit anderen Abgeordneten lege ich in einem 
Autor:innenpapier den Handlungsbedarf in den 
verschiedenen Sektoren wie Stadtplanung, Verkehr, 
Energie oder Bau dar. Wir brauchen ein digitales 
Nachhaltigkeitsgesetz, in dem wir Maßnahmen zu 
Green IT wie auch Einsparungsstrategien durch die 
Nutzung von IT bündeln. Diese Ideen diskutieren wir 
zurzeit mit Stakeholdern und am 10. März 2023 mit 
Zivilgesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft auf 
dem Fraktionskongress „Nachhaltig by design: Für 
eine klimaneutrale digitale Zukunft“, den ich initiiert 
habe.

Auch im Ausschuss für Umwelt und Verbraucher-
schutz bearbeite ich nachhaltigen und digitalen 
Verbraucherschutz. Nachdem ich das Recht auf 
Reparatur als die verbraucherpolitische Initiative 
erst ins Wahlprogramm, dann in den Koalitionsver-
trag gebracht habe, ist die Umsetzung mühsam. Die 
Koalitionspartner warten auf Vorgaben aus Brüssel, 
aber die EU-Kommission hat das Projekt vertagt. Ich 
hoffe, das Aufgeschoben nicht Aufgehoben bedeutet, 
deshalb müssen wir Druck machen, damit das Recht 
auf Reparatur noch vor der Europawahl kommt. Das 
war bei meiner Brüsselreise im November mein 
zentrales Anliegen. Wir wollen, dass die Hersteller 
langlebige Produkte gestalten und so nicht nur den 
Planeten, sondern auch den Geldbeutel der Verbrau-
cher:innen schützen. Im Austausch mit Expert:innen 
arbeite ich an Lösungen, die gut umsetzbar und 
mehrheitsfähig sind.

kationsgesetz, mit dem Zahlungen gemindert 
werden können, wenn sie die zugesicherte 
Geschwindigkeit nicht bekommen.

Endlich investieren wir auch in Glasfaser statt in 
Kupfer. Nachdem die Vorgängerregierungen viel Zeit 
verplempert haben, nimmt der Gigabitausbau nun 
Fahrt auf. Unser Ziel: 2030 flächendeckend Glasfaser. 
Neben dem eigenwirtschaftlichen Ausbau gibt es 
eine Bundesförderung, aus der knapp drei Milliarden 
Euro bereits ausgezahlt wurden. In den Haushaltsbe-
ratungen haben wir die Fördersumme auf über vier 
Mrd. Euro für die nächsten Jahre erhöht. Glasfaser ist 
nicht nur wichtig für gesellschaftliche Teilhabe, sie 
ist auch die energiesparendste Netztechnologie.

Nachhaltig by design - für ein digitales 
Klimagesetz!

Vor zehn Jahren habe ich in der Enquete „Internet 
und digitale Gesellschaft“ Empfehlungen für Green 
(durch) IT erarbeitet. Seitdem ist wenig passiert. In 
den Koalitionsvertrag konnten wir ein Kapitel zu 
digitaler Nachhaltigkeit reinverhandeln. Der Gesetz-
entwurf zu Rechenzentren, die bis 2027 klimaneutral 
sein sollen, liegt vor. Im Digitalausschuss hatten wir 
eine Anhörung, und bei Bits & Bäume habe ich drei 
Podien dazu bestritten.

Recht auf Reparatur und digitaler 
Verbraucherschutz

Besuch bei der Verlegung von Glasfaserkabeln

© Jörg FarysDsiN-Jahreskongress 2022 "Cyberresilienz für Demokratie & 
Sicherheit im 21. Jahrhundert".
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https://background.tagesspiegel.de/digitalisierung/digitalisierung-und-nachhaltigkeit-zusammenbringen
https://www.heise.de/news/Gigabit-Symposium-Die-Energiewende-treibt-die-Migration-zu-Glasfaser-7336712.html
https://media.ccc.de/search/?q=tabea+r%C3%B6%C3%9Fner+
https://www.gruene-bundestag.de/themen/netzpolitik/plaedoyer-fuer-ein-digitales-nachhaltigkeitsgesetz
https://www.tabea-roessner.de/2022/11/30/statement-zur-vertagung-der-green-claims/
https://media.ccc.de/v/bitsundbaeume-20751-reparieren-statt-wegwerfen-wie-geht-es-weiter-
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Der digitale Verbraucherschutz gewinnt an Bedeu-
tung, da sich immer mehr ins Digitale verlagert. Ein 
großer Erfolg ist der Kündigungsbutton, den wir 
entwickelt haben und mit dem Verbraucher:innen 
Verträge online einfacher kündigen können. Wir 
wollen auch einen Widerruf-Button etablieren, weil 
viele Menschen in Kostenfallen tappen. Zudem gilt 
es, gegen Irreführungen und illegale Geschäftsprak-
tiken konsequent vorzugehen.

Selten hat die Medienpolitik so viel Aufmerksamkeit 
erfahren wie aktuell. Nach den Skandalen um die 
geschasste Intendantin des RBB und Vorwürfen der 
politischen Einflussnahme auf die Berichterstattung 
beim NDR wird breit über die notwendigen Refor-
men diskutiert. Und da ich auf Bundesebene zu den 
profiliertesten Medienexpert:innen zähle, kann ich 
mich vor Podienanfragen kaum retten.

Wir brauchen angesichts von Desinformationskam-
pagnen einen starken öffentlich-rechtlichen Rund-
funk, der staatsfern organisiert und hohen journalis-
tischen Standards verpflichtet ist, mehr denn je. 
Aber wir müssen ihn fit für die Zukunft machen. 
Aufbauend auf meine „10 Thesen zur Zukunft der 
öffentlich-rechtlichen Medien“ vor einigen Jahren 
habe ich verschiedene Ideen in die Diskussion 
eingebracht. Im Fachmagazin epd Medien habe ich 
mit dem Medienrechtler Karl-E. Hain Vorschläge für 
die Reform der Gremien gemacht. In der FAZ konn-
ten wir einen Gastbeitrag veröffentlichen, der einen 
Weg aufzeigt, wie man die verkrusteten Strukturen 
der Medienpolitik aufbrechen und mit Experten-
kommission und Publikumsrat den Reformstau 
beheben kann. Es scheint, Bewegung in die Sache zu 
kommen: Unsere Ideen werden inzwischen in der 
Medienpolitik breit diskutiert.

Auch die Kulturpolitik liegt mir am Herzen. Daher 
freut es mich, dass ich nach einem Besuch der Isen-
burg bei Neuwied mein Versprechen gegenüber den 
Ehrenamtlichen einlösen und eine Bundesförderung 
zum Erhalt der Burgruine erreichen konnte. Hier 
zeigen sich neue Gestaltungsräume als Regierungs-
partei. Es sind nicht nur die großen politischen 
Linien, sondern ganz konkrete Projekte vor Ort, die 
wir nun anstoßen können. Zum Beispiel habe ich die 

Wörrstädter Grünen bei ihrem Anliegen des energe-
tischen Umbaus einer Abwasserkläranlage unter-
stützt, so dass die ersten Hürden für eine Förderung 
durch das BMWK genommen werden konnten. 

Zum Regieren gehört auch, die eigene Politik zu 
erklären – gerade in der aktuellen Lage. So infor-
mierte ich mit den Grünen Südwestpfalz Bürger:in-
nen zur Energiekrise und Entlastungspaketen.

Auch der Verkehr bleibt ein großes Thema. Straßen-
ausbauprojekte wie  B8 oder A643 gehören auf den 
Prüfstand. Da werden wir uns weiter mit der FDP 
reiben. Die B266 im Ahrtal darf nicht wieder 4-spu-
rig aufgebaut werden und den Fluss in ein enges 
Bett zwingen. Es braucht eine nachhaltige Verkehr-
spolitik! Eine weitere Baustelle ist der Netzausbau. 
Beim Besuch eines Bauernhofs in Altenkirchen 
konnte ich sehen, was Digitalisierung in der Land-
wirtschaft leisten kann. Gleichzeitig fehlt es auf 
dem Land an schnellem Internet. Die Umsetzung 
der Gigabitstrategie ist daher dringlich.

Last but not least: Mit vielen Engagierten konnte 
ich über 60 PCs und Laptops für die Ukraine sam-
meln. Die sind nun in Unis, Schulen und Kranken-
häusern im Einsatz. Das zeigt, welches Potenzial 
vermeintliche Altgeräte haben und wie sinnvoll ihre 
Weiterverwendung ist.

Reform des Öffentlich-Rechtlichen 
Rundfunks

Engagiert für Rheinland-Pfalz
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Besuch in Heimersheim im Ahrtal zur B266
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https://www.tabea-roessner.de/2022/03/28/in-die-ukraine-digitale-bruecken-bauen/
https://www.tabea-roessner.de/2022/10/28/medientage-muenchen-oeffentliche-in-der-kritik/


Liebe Freundinnen und Freunde, 

ein Jahr im Auswärtigen Amt. Ein Jahr reisen, reisen, 
reisen. Ein Jahr mit Krisen als neuem Normalzustand.
Vor etwas über einem Jahr haben wir Grüne auch im 
Bund Regierungsverantwortung übernommen - und 
es begann turbulent. Neben einer angespannten 
Pandemielage mussten wir uns sofort mit weiteren 
verheerenden Krisen befassen. Der Angriffskrieg 
Russlands gegen die Ukraine ist für Deutschland 
und Europa eine Zeitenwende. Allerdings hat Putin 
nicht mit der Geschlossenheit der Ukraine und des 
Westens sowie großen Teilen der Welt gerechnet. 
Diese Geschlossenheit aufrecht zu erhalten und zu 
erweitern, hat im vergangenen Jahr einen großen 
Teil meiner Arbeit ausgemacht und sich wie ein 
roter Faden durch meinen Alltag gezogen.

In diesem Zusammenhang durfte ich bereits im 
Februar, einen Tag vor Beginn der russischen Invasi-
on, vor der VN-Generalversammlung in New York zur 
Ukraine sprechen. Dort habe ich in meiner Rede 
deutlich gemacht, dass ein völkerrechtswidriger 
Angriff 5usslands auf die Ukraine einen empfindli-
chen Schlag gegen die regelbasierte internationale 
Ordnung darstellt und damit Kernprinzipien der 
UN-Charta verletzt. Um dem effektiv entgegenzu-
wirken, müssen wir auch unsere Bündnisse stärken. 
,m Juli habe ich daher die deutschen 5atifikationsur-
kunden über den NATO-Beitritt von Schweden und 
Finnland in Washington D.C. persönlich hinterlegt. 

,ch bin davon überzeugt, dass ȝ sobald der 5atifika-
tionsprozess abgeschlossen ist – die demokratische 
Mitte der nordatlantischen Allianz durch die 
Mitgliedschaft von Finnland und Schweden gestärkt 
wird.

Meine erste Reise als Staatsminister nach Asien 
brachte mich zum Raisina-Dialog nach Neu Delhi. 
Diese Konferenz ist die wichtigste sicherheitspoliti-
sche Tagung Südasiens. Während der Konferenz 
haben wir eine Vielzahl außenpolitischer Themen – 
sowohl im regionalen Kontext als auch in unseren 

©Grüne Bundestag

Raisina-Dialog in Neu Delhi

© Auswärtiges Amt



Beziehungen zu Indien - besprochen. Auch hier 
habe ich deutlich gemacht: Die Antwort auf den 
eklatanten russischen Völkerrechtsbruch muss es 
sein, die internationale Zusammenarbeit weiter zu 
fördern und die Vereinten Nationen zu stärken. 

Während meines Besuchs in Südkorea, Malaysia 
und dem Shangri-La-Dialog in Singapur stand die 
Korrelation zwischen Klima und Sicherheit im 
Fokus. Weitere Themen waren der Ausbau unserer 
3artnerschaften, die 'iversifizierung unserer /iefer-
ketten, und die geopolitische Lage Europas. 

Der russische Angriff auf die Ukraine darf nicht 
dazu führen, dass wir andere Krisen auf unserem 
Planten vergessen: Seit elf Jahren leiden die Men-
schen in Syrien nun bereits unter dem Krieg. Um die 
500.000 Personen sind gestorben, über 15 Millio-
nen Syrerinnen und Syrer sind auf humanitäre Hilfe 
angewiesen. Deswegen habe ich am 10. Mai an der 
IV. Brüsseler Konferenz zur Unterstützung der
Zukunft Syriens und der Region teilgenommen.
Dort wurde sichergestellt, dass diese Menschen in
der Region weiterhin unsere Unterstützung und
unsere Aufmerksamkeit haben. Es freut mich, dass
ich für die Bundesregierung in Brüssel erneut einen
substanziellen Beitrag zu humanitärer Hilfe zusa-
gen konnte.

Im Koalitionsvertrag hat sich die Bundesregierung 
auch erstmals zu einer feministischen Außenpolitik 
bekannt. Im Frühjahr wird das Auswärtige Amt 
entsprechende Leitlinien für unsere Arbeit veröf-
fentlichen.

Durch unsere Grüne Handschrift wird die Gleichstel-
lung der Geschlechter nun noch stärker in unsere 
Arbeit einbezogen. Wir haben uns der Formel  „3 
5�'Ȣ verpflichtet: die 5echte von Frauen und margi-
nalisierten Gruppen stärken, sie mit den notwendi-
gen Ressourcen ausstatten und ihre Repräsentation 
sicherstellen. Zudem fördern wir die Diversität. 

Auch innenpolitisch haben wir sichtbare Fortschrit-
te erzielen können. Eine der großen Errungenschaf-
ten des Jahres ist die Abschaffung des Paragraphen 
219a StGB. Die Streichung war notwendig und über-
fällig, denn Ärztinnen und Ärzte sind von Berufs 
wegen zur Aufklärung und Weitergabe von Informa-
tionen zu zulässigen medizinischen Behandlungen, 
zu denen auch Schwangerschaftsabbrüche gehören, 
verpflichtet. Mit der Streichung des 3aragraphen 
219a StGB ist Rechtssicherheit geschaffen und 
Schluss mit der Kriminalisierung von Ärztinnen und 
Ärzten. Die Stärkung der Zusammenarbeit zwischen 
Ärztinnen und Ärzten und den Schwangerschafts-
konfliktberatungsstellen stellt eine wichtige Grund-
lage für eine gute und selbstbestimmte Gesund-
heitsversorgung von Frauen dar. Das ist eine unserer 
Zeit angemessene Gesellschaftspolitik, die wir als 
Ampel umsetzen.

Zum Ende eines bewegten Jahres reiste ich im 
November in die Golfregion. Neben meiner Teilnah-
me am wichtigsten regional- und sicherheitspoliti-
schen Forum der Golfregion, dem IISS Manama 
Dialogue in Bahrain, besuchte ich auch den Oman 
und Kuwait. Themen der Reise waren der Ausbau 
unserer bilateralen Beziehungen und vor allem 
mögliche Kooperationen im Bereich der Erneuerba-
ren Energien. In diesem Zusammenhang hat mich 
der Besuch des Campus der German University (GU) 
Tech Oman besonders fasziniert. Dort habe ich das 
größte 3D-gedruckte Gebäude der Welt und das 
nachhaltig gebaute Ökohaus besichtigt. In Kuwait 
wurden kurz vor meinem Besuch erstmals seit 2017 
wieder sieben Todesurteile vollstreckt. In einem 
Gespräch mit dem dortigen Außenminister habe ich 
mich daher klar und deutlich für die Abschaffung 
der Todesstrafe ausgesprochen.

Feministische Außenpolitik - Rechte, 
Ressourcen und Repräsentation

Innovation bei erneuerbaren Energien

Unterstützung für die Menschen in 
Syrien

Rechte und Selbstbestimmung von 
Frauen -  Abschaffung §219a
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Das erste Jahr nach der Wahl und Regierungsbildung 
im Bund brachte einige Änderungen mit sich.  
Neben dem Umzug meines Wahlkreisbüros fanden 
etliche Antrittsbesuche bei Kreis- und Stadtvorstän-
den statt. Dabei stand der Austausch über die aktu-
elle Situation vor Ort und geplante Vorhaben und 
Projekte im Vordergrund. Zahlreiche Einblicke in 
derzeitige Probleme für kommunale Handlungsfel-
der konnte ich unter neuer Perspektive erlangen. 
Ebenso war starkes Interesse an den Vorhaben der 
Bundesregierung vorhanden. Besonders die geplan-
te Nationale Sicherheitsstrategie und deren Auswir-
kungen für die Kommunen standen dabei im Fokus.

Umsetzung machen und im Austausch weitere 
wichtige Impulse mitnehmen.

Besonders beeindruckt hat mich die tatkräftige 
Hilfsbereitschaft unzähliger ehren- und hauptamtli-
cher Helfer*innen gegenüber den Menschen, die 
aus der Ukraine zu uns flüchten mussten. 9iele 
haben ihre Kraft und ihre Freizeit investiert, um die 
angekommenen Personen so gut es geht zu unter-
stützen. Sowohl bei Aufnahmeeinrichtungen als 
auch bei Hilfsorganisationen konnte ich mir einen 
Eindruck über die Umsetzung vor Ort verschaffen.

Rheinland-Pfalz liegt im Herzen Europas. Speziell 
für die zahlreichen Grenzregionen in unserem Bun-
desland ergeben sich daraus vielfältige Herausfor-
derungen. Bei Gesprächen mit dem Oberrheinrat 
und dem Eurodistrikt PAMINA haben wir uns über 
Verbesserungsmöglichkeiten der grenzüberschrei-
tenden Zusammenarbeit bei Mobilität, Katastro-
phenhilfe, Rettungswesen und Feuerwehren sowie 
über aktuelle Initiativen und Möglichkeiten der 
Unterstützung ausgetauscht. 
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Das erste Jahr der Ampel im Bund

Grenzüberschreitende Zusammenarbeit

Doch nicht nur international dominierte der militä-
rische Überfall Russlands auf die Ukraine meine 
Arbeit. Auch bei Gesprächen, Veranstaltungen und 
Besuchen in Rheinland-Pfalz war dieses Thema in 
all seinen unterschiedlichen Facetten omnipräsent. 
Bei zahlreichen Veranstaltungen konnte ich 
gemeinsam mit Euch vor Ort über die Bedeutung 
der Zeitwende für die regelbasierte internationale 
Ordnung und die Auswirkungen des Angriffskriegs 
gegen die Ukraine auf unser alltägliches Leben 
sprechen.

Ein bedeutendes Thema, das in den Gesprächen 
immer wieder aufkam, war auch die Energiesicher-
heit und die gestiegenen Kosten. Mit zahlreichen 
Maßnahmen haben wir im Bund dafür gesorgt, dass 
die Energieversorgung sichergestellt ist, die Preise 
begrenzt bleiben und gleichzeitig massiv der 
Ausbau der Erneuerbaren Energien vorangetrieben 
wird. Bei Besuchen von Stadtwerken und 
Forschungsanlagen konnte ich mir ein Bild über die 

Außenpolitik vor Ort
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Grünen Südwestpfalz - Perspektiven und Herausforderungen 
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Als ich vor etwa einem Jahr den letzten Tätigkeitsbe-
richt verfasst habe, steckten wir Mitten in den Koali-
tionsverhandlungen mit SPD und FDP. Hinsichtlich 
der Politikfelder des Fachbereichs 1 (Arbeit, Soziales, 
Wirtschaft, Finanzen), dem ich angehöre, galt wie 
auch insgesamt: Bei bürgerrechtsassoziierten 
Themen wie z.B. Bürokratieabbau, Bürgergeld, 
Kindergrundsicherung, Barrierefreiheit haben wir 
weitreichende Übereinstimmung erzielt. An Grenzen 
sind wir dort gestoßen, wo es um die Finanzierung 
kostenträchtiger Projekte ging und wenn damit die 
aus unserer Sicht nötigen Umverteilungsfragen 
gestellt werden. Ambivalent fällt auch die Bewer-
tung im Bereich Inklusion aus: Es steckt eine Menge 
drin im Koalitionsvertrag, um mehr Teilhabe und 
Selbstbestimmung behinderter Menschen zu errei-
chen – konsequente Menschenrechtsorientierung, 

Verbesserungen bei der Barrierefreiheit, Maßnah-
men für einen inklusiveren Arbeitsmarkt und ein 
inklusiveres Gesundheitswesen sowie einen konse-
quenteren Gewaltschutz. Doch die Einigkeit endet, 
wenn es darum geht, Sonderstrukturen in zu Frage 
stellen und zu transformieren.

Insgesamt aber ist es uns gelungen viele grüne 
Herzensprojekte in den Koalitionsvertrag reinzuver-
handeln und wir sind mit viel politischem Schwung 
ins Jahr 2022 gestartet. Doch der brutale, völker-
rechtswidrige russische Angriffskrieg auf die Ukrai-
ne hat uns abrupt ausgebremst und vor unge-ahnte 
Herausforderungen gestellt: Fluchtbewegung, 
rasante ,nflation und massiv steigenden Energie� 
sowie Lebensmittelkosten, während 40 Prozent der 
Bevölkerung über keinerlei Rücklagen verfügen. Es 
galt, ad hoc die schwerwiegendsten Folgen abzumil-
dern, damit unsere Gesellschaft nicht auseinander-
bricht. Mit großer Kraftanstrengung ist uns das 
größtenteils auch gelungen: Wir haben unbürokra-
tisch viele Geflüchtete aufgenommen, auch ins Sozi-
alsystem und den Arbeitsmarkt (Ich hoffe sehr, dass 
andere geflüchtete Menschen künftig ebenso 
schnell Zugang zu sozialer Sicherung und Jobs 
erhalten.). Wir haben unter Hochdruck drei Entlas-
tungspakete mit enormem finanziellem Umfang 
geschnürt. Sie beinhalten u.a. den Wegfall der 
EEG-Umlage, eine Erhöhung des Kinderzuschlags 
für Eltern mit kleinen Einkommen, diverse Einmal-
zahlungen für bestimmte Bevölkerungsgruppen wie 
Energiepreispauschale, Heizkostenzuschuss, Kinder-

Benefizkonzert mit dem 5omeo�Franz�Ensemble in 7rier.



bonus, das 9- bzw. 49-Euro-Ticket, eine Gas- und 
Strompreisbremse sowie diverse Hilfen für Unter-
nehmen.
Die Schattenseite des enormen Handlungsdrucks 
war allerdings, dass wir teilweise nach dem Gieß-
kannen-Prinzip vorgehen mussten und auch prob-
lematische Umverteilungswirkungen erzeugt 
haben. Das darf so nicht nochmal passieren; wir 
müssen künftig gezielter Menschen mit kleineren 
Einkommen entlasten.

Jetzt gilt es, auch die anderen wichtigen grünen 
Projekte – z.B. die Kindergrundsicherung – anzupa-
cken, die im Krisenbewältigungsmodus nach hinten 
gerutscht sind. Für den behindertenpolitischen 
Bereich ist das der große Bereich der Barrierefrei-
heit, wo es vor allem darum geht, die Privatwirtshaft 
zum Abbau von Barrieren zu verpflichten und ausrei-
chend bezahlbaren barrierefreien Wohnraum zu 
schaffen. Bereits in Arbeit ist das Gesetzespaket für 
einen inklusiveren Arbeitsmarkt. Ich werde dafür 
kämpfen, dass auch die geplante Ausbildungsgaran-
tie inklusiv ausgestaltet wird, damit alle Jugendli-
chen tatsächlich diskriminierungsfreien Zugang zu 
einer anerkannten, Tualifizierenden Berufsausbil-
dung erhalten. Auch die Evaluation des Bundesteil-
habegesetzes steht an. Hier muss der Fokus auf 
personenzentrierter Begleitung und mehr Selbstbe-
stimmung von behinderten Menschen liegen.

Intensiv eingemischt habe ich mich in die Debatte 
um eine Triage-Regelung. Bereits Ende 2021 hatte 
das Bundesverfassungsgericht festgestellt, dass der 
Gesetzgeber für den Fall einer Triage-Situation 
unverzüglich wirksame Vorkehrungen zum Schutz 
behinderter Menschen treffen und ihnen gleichbe-
rechtigten Zugang zu lebensrettenden Therapien 
gewährleisten müsse. Die Auseinandersetzung zum 
Gesetzentwurf drehte sich in erster Linie um das 
gewählte Zuteilungskriterium der „aktuellen, kurz-
fristigen Überlebenswahrscheinlichkeit“ der 
Patient*innen. Es wirkt immanent diskriminierend, 
weil es nicht dazu dient, die schwachen Patient*in-
nen zu schützen, sondern im Gegenteil darauf 
gerichtet ist, die �fittesten� zu retten. 'amit stellt das 
Gesetz aus meiner Sicht einen Eckpfeiler unseres 
Grundgesetzes – den gleichen Wert jedes Men-
schenlebens – in Frage und löst die Vorgaben des 
Verfassungsgerichts nicht ein. Ich habe dem Gesetz 
deshalb nicht zugestimmt und gehe davon, dass es 
eine erneute Verfassungsklage geben wird, bei der 
die aktuelle Regelung hoffentlich kassiert wird.

Ein wichtiges Thema ist für mich weiterhin die 
Pränataldiagnostik, insbesondere der vorgeburtliche 
Bluttest auf Trisomien. Dass er seit 1. Juli als Kassen-
leistung von den gesetzlichen Krankenkassen über-
nommen wird, ist ein Dammbruch für vorgeburtliche 
Tests und ein fatales Signal an behinderte Men-
schen, die mit solchen Tests „vermieden“ werden 
sollen. Gemeinsam mit anderen Abgeordneten habe 
ich wieder eine interfraktionelle Gruppe zur 
Pränataldiagnostik initiiert. Wir wollen rechtliche 

Angesichts dessen ist es umso wichtiger, dass wir 
wichtige sozialpolitisch Vorhaben aus dem Koaliti-
onsvertrag umgesetzt haben: die Anhebung des 
Mindestlohns auf 12 Euro pro Stunde, die Erhöhung 
der Erwerbsminderungsrenten, das Wohn-
geld-Plus-Gesetz, mit dem wir u.a. den Wohn-
geld-Empfängerkreis auf zwei Millionen Haushalte 
ausgeweitet haben, und natürlich das Bürgergeld. 
Um letzteres haben wir hart gerungen, nicht nur 
gegen die brutale, populistische Schmutzkampagne 
der Union, sondern auch innerhalb der Koalition. 
Trotz der Abstriche, zu denen wir letztlich gezwun-
gen waren, ist das Bürgergeld richtig und dringend 
notwendig. Die Regelsatzerhöhung schafft zumin-
dest den ,nflationsausgleich, der 9ermittlungsvor-
rang fällt weg, 4ualifizierung und :eiterbildung 
rücken in den Mittelpunkt. Klar ist aber auch, dass 
für einen wirklichen Paradigmenwechsel, ein Weg-
fall der Sanktionen erforderlich gewesen wäre. 
Deshalb kann diese Reform nur ein Anfang sein.

Mit Bernhard Kaster auf der Veranstaltung 
"Wie umgehen mit Russland?"



Änderungen bewirken, damit pränatale Screenings, 
die ausschließlich mit einer selektiven Praxis 
verbunden sind, nicht zu Standarduntersuchungen 
während der Schwangerschaft werden.

Auch in dieser Wahlperiode gehöre ich wieder mit 
großer Leidenschaft dem Petitionsausschuss an. 
Fast immer sind Petitionen präzise Hinweise auf 
Problemlagen, Gesetzeslücken und gesellschaftli-
che Debatten und sie können enorme Kraft entwi-
ckeln. Im Sommer z.B. haben Petitionsausschuss und 
Bundestag einstimmig eine Petition unterstützt, die 
eine Anerkennung der 2014 im Nordirak verübten 
Massenmorde an Jesid*innen als Genozid fordert, 
und eine weitere Petition, die die psychologische 
Folter des Journalisten Julian Assange scharf verur-
teilt. Um dieses wertvolle Potenzial von Petitionen 
noch effektiver nutzen zu können, haben wir uns als 
Ampel-Koalition eine Reform des Petitionsrechts 
vorgenommen. Der Petitionsausschuss ist der einzi-
ge Parlamentsausschuss, an den sich Bürger*innen 
direkt wenden können. Ein niedrigschwelliges, 
verbindliches und transparentes Petitionsverfahren, 
ist deshalb ein wichtiger Beitrag zur Stärkung der 
Demokratie. Gemeinsam mit den Ampel-Kolleg*in-
nen erarbeiten wir derzeit einen Reformkatalog, der 
hoffentlich 2023 beschlossen wird.

sozialpolitischen Auswirkungen des Ukraine-Krie-
ges im Mittelpunkt einer Gesprächsrunde mit 
Regina Bergmann vom Sozialdienst katholischer 
Frauen, der für die Trierer Tafel zuständig ist. Dabei 
wurde sehr deutlich, wie sehr sich die seit längerem 
schon schwierige Situation der Tafeln durch den 
Krieg zugespitzt hat. Es ist beschämend und darf 
nicht sein, dass die Tafeln ein politisch verursachtes 
Armutsproblem lösen sollen.

Zum Thema regionale Gesundheitsversorgung 
hatte ich im Juli meinen Kollegen Armin Grau zu 
Gast. Beim Besuch im Kreiskrankenhaus Saarburg 
haben wir uns über Zukunftschancen der Klinik 
ausgetauscht und in Trier-Ehrang mit Bürger*innen 
die künftige medizinische Versorgung vor Ort bera-
ten, da dort das von der Flut beschädigte Kranken-
haus nicht wieder in Betrieb genommen werden 
soll. Um grundsätzliche Herausforderungen für die 
Region Trier als Wirtschaftsstandort, insbesondere 
den Fachkräftemangel ging es beim Gespräch mit 
Vertretern der IHK und HWK Trier. Lösungsansätze 
können – neben attraktiven Beschäftigungsbedin-
gungen, einem Einwanderungsgesetz und einer 
Ausbildungsgarantie – auch neue Kooperationen 
sein. Bei dem Treffen entstand deshalb die Idee zur 
Podiumsdiskussion „Handwerk bewegt Klima“, die 
ich im Dezember veranstaltet habe. Mit Fachleuten 
wie Michael Hauer (Staatssekretär im Umweltmi-
nisterium RLP) und Matthias Schwalbach 
(Geschäftsführer der Handwerkskammer Trier) 
sowie Klimaaktivist*innen und Handwerker*innen 
haben wir erörtert, welche Synergien es zwischen 
Handwerk und Klimabewegung gibt und wie Politik 
das Handwerk unterstützen kann.

Auch der Missbrauchsskandal im Bistum Trier hat 
mich weiter beschäftigt, u.a. bei der sehr gut 
besuchten Online-Veranstaltung „Das Schweigen 
brechen: Trier und die sexuelle Gewalt hinter 
Kirchenmauern“ mit der Journalistin Christiane 
Florin (Deutschlandfunk) sowie zwei Betroffenen. 
Ich werde dieses Thema auch im neuen Jahr im 
Blick behalten, denn ohne massiven Druck aus 
Politik und Öffentlichkeit, wird die Kirche die Miss-
brauchsfälle nicht ehrlich aufklären.

Die aktuellen gesellschaftspolitischen Krisen, 
Herausforderungen und Fragen begleiten natürlich 
auch meine Arbeit im Wahlkreis. So standen die 
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Liebe Freundinnen und Freunde,

wir alle sind in diesen frühen Zwanzigerjahren mit 
einer zunehmenden Zahl von Krisen konfrontiert, 
vorneweg mit Klimakrise und Artenschwund als 
langfristigen Megathemen unserer Zeit und seit 
2020 auch mit der Corona-Pandemie. 2022 ist mit 
dem völkerrechtswidrigen und grausamen Ukrai-
ne-Krieg Putins eine weitere große Krise hinzuge-
kommen, die mit der gro¡en Zahl Geflüchteter, den 
Auswirkungen auf die Energieversorgung und ihre 
sozialen Folgen und der Angst vor einer Ausweitung 
des Kriegs auch tief in unser Land und unser Leben 
hineinwirkt. In dieser schwierigen Zeit ist es so 
wichtig und beruhigend, dass wir Grüne in Berlin mit 
in der Regierung sind! Vor allem ist es ganz 
entscheidend, dass wir mit Annalena eine wertege-
leitete Außenpolitik betreiben und mit Robert die 
Wirtschaftspolitik bestimmen, in einer Zeit, wo fast 
wöchentlich neue Gesetze und Verordnungen 
Antworten auf bisher nie gestellte Fragen geben 
müssen. Mich als Abgeordneten hat dieses Jahr vor 
eine Reihe schwieriger Entscheidungen gestellt, 
etwa beim 100 Mrd. Sondervermögen für die Bun-
deswehr. Die offene Diskussionskultur in unserer 
Fraktion hat bei den Entscheidungen sehr geholfen. 
Mein thematischer Schwerpunkt, das  Gesundheits-
wesen, steht bei vielen Krisen unserer Zeit mit im 
Fokus und ich freue mich, Euch über meine Arbeit in 
diesem Jahr hier berichten zu können.
Euer Armin

Die Krankenhäuser und andere Gesundheitseinrich-
tungen sind von ,nflation und Energiekrise stark 
betroffen; steigenden Kosten stehen sinkende 
Einnahmen bei Fachkräftemangel und coronabe-
dingten Fallzahlrückgängen entgegen, so dass rund 
60% der Kliniken 2022 rote Zahlen aufweisen.

Viele Krankenhäuser schreiben mich in ihrer Not an. 
Drei weitere Gesundheitspolitiker*innen und ich 
haben im September ein 4-Punkte-Krisenplan 
vorgestellt: �. Energiekostenschutzschirm, 2. ,nflati-
onsausgleich, 3. Strukturreformen, 4. Unterstützung 
von Klimaschutzmaßnahmen in den Krankenhäu-
sern. Wir konnten nun erreichen, dass vom dem 200 
Milliarden Euro aus dem Wirtschaftsstabilisie-
rungs-Fonds 8 Milliarden Euro für Krankenhäuser 
und 3flegeeinrichtungen bereitgestellt werden, um 
den akuten Problemen entgegenzuwirken und eine 

Gesundheitspolitik
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Pleitewelle zu verhindern. Gesundheitsversorgung 
ist Daseinsvorsorge und braucht eine sichere Finan-
zierung und die hart arbeitenden Beschäftigten 
brauchen eine sichere Perspektive. In Pädiatrie und 
Geburtshilfe ist die wirtschaftliche Situation beson-
ders angespannt. Wie im Koalitionsvertrag verein-
bart, schaffen wir gerade hier Verbesserungen weg 
vom Fallpauschalensystem. In Kürze erwarten wir 
die ersten Vorschläge der Regierungskommission 
zu einer umfassenden Reform des Fallpauschalen-
systems mit seinen vielen Fehlanreizen, eines 

Gesetz, mit dem wir in Stufen ein Personalbedarfsin-
strument einführen, das die Arbeitsbedingungen der 
3flege verbessern wird� das freut mich sehr.

Das Gesundheitswesen trägt in Deutschland mit 
5-6% zur Klimaerhitzung bei; die Krankenhäuser
spielen hier die größte Rolle und sind bei der
Wärme- und Kälteerzeugung zu >95% von Gas
abhängig. Aktuell ist ein von mir miterarbeitetes
Eckpunktepapier in Abstimmung zwischen den
Fachbereichen, das Wege aufzeigt zu einer mög-
lichst raschen Klimaneutralität der Gesundheitsein-
richtungen. Bei den klimaschädlichen Narkosegasen
müssen wir rasch Verbesserungen schaffen.

Einen großen Erfolg haben wir im Gesundheitsbe-
reich mit der Streichung des §219a, dem Werbever-
bot für Schwangerschaftsabbrüche erzielt. Das 
macht einen wichtigen Unterschied für viele Frauen 
in unserem Land. Mehrere ethisch sehr schwierige 
Themen beschäftigen uns aktuell wie die Regelung 
zur Triage oder zur Sterbehilfe, Diskussionen an 
denen ich mich als Arzt aktiv beteilige.

Bei meiner Sommertour habe ich Krankenhäuser 
und Dialysepraxen in Bad Neuenahr, Adenau, Daun, 
Prüm, Zell a.d.M. und Mayen besucht, Veranstaltun-
gen mit dem KV Ahrweiler und dem KV 
Bitburg-Prüm gemacht, viele Gespräche vor Ort 
geführt und einen intensiven Eindruck von den 
Problemen in der stationären und ambulanten 
Versorgung in der Region bekommen. Mit etlichen 
KVen, z.B. im Donnersbergkreis oder in Altenkirchen, 
konnte ich die Probleme der Gesundheitsversorgung 
im ländlichen Raum diskutieren und mir bei Besu-
chen u.a. in Saarburg, Trier-Ehrang, Worms und 

meiner wichtigsten politischen Themen. Die starke 
Trennung zwischen ambulanter und stationärer 
Versorgung ist ein weiteres der großen Probleme im 
deutschen Gesundheitswesen. Meine Mitarbeiter*in-
nen und ich haben dazu ein Eckpunktepapier erar-
beitet, das von der AG Gesundheit verabschiedet ist 
und als Grundlage für unsere politische Arbeit 2023 
dient. Mit der tagesstationären Behandlung (die 
Patient*innen können zu Hause übernachten) geht 
Minister Lauterbach in diesem Bereich bereits in die 
richtige Richtung. Aktuell habe ich hier viele Gesprä-
che als Berichterstatter in der Ampelregierung. Die 
Medizinischen Versorgungszentren (MVZ) sind wich-
tige Einrichtungen für die Versorgung der 
Patient*innen und für junge Ärzt*innen, die in MVZ 
Anstellung finden. 'as 9ordringen von ,nvestoren 
bei den MVZ stellt in manchen medizinischen Berei-
chen jedoch ein wachsendes Problem dar; hier 
müssen wir gegen Renditeorientierung und für das 
Prinzip Daseinsvorsorge im Gesundheitswesen 
arbeiten und vor allem für mehr Transparenz sorgen. 
Gleichzeitig wollen wir es Kommunen erleichtern, 
M9Z zu gründen. 'ie 3flege hat in den letzten Jahren 
stark unter der Rationalisierung in den Krankenhäu-
sern gelitten. In diesen Tagen beschließen wir ein 

Gesundheitsversorgung in RLP
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3irmasens sowie in zahlreichen 3flegeeinrichtun-
gen auch Eindrücke vor Ort verschaffen. In Bad 
Kreuznach setze ich mich ein für einen Fortbestand 
des vorbildlichen Projekts „Mobile Reha“ und zusam-
men mit Josef Winkler arbeite ich daran, das im 
Koalitionsvertrag verankerte Modellprojekt „Präven-
tion“ umzusetzen. Einladungen von KVen und LAGen 
außerhalb Rheinland-Pfalz und Besuche in Versor-
gungsprojekten wie dem Gesundheitskiosk in Ham-
burg Billstedt/Horn oder im „Gesunden Kinzigtal“ 
haben mir vielfältige wichtige Einblicke in interes-
sante Versorgungsprojekte ermöglicht.

Seit Herbst bin ich auch Vollmitglied im Umweltaus-
schuss und hier für die Themen Bergrecht, Chemika-
lienpolitik sowie Umwelt und Gesundheit zuständig. 
Besonders freut es mich, dass ich dadurch noch 
stärker die Möglichkeit habe, mich mit dem Zusam-
menhang von Umweltzerstörung und Gesundheit zu 
beschäftigen. Aktuell steht für mich das Thema 
Fracking im Vordergrund. Angesichts der stark 
eingeschränkten Gaslieferungen aus Russland 
fordern ja CDU und auch FDP heimisches Gas 

habe ein Eckpunktepapier dazu erarbeitet, weiß 
aber, dass mit dem Ukrainekrieg die Umsetzungs-
möglichkeiten sehr schwierig geworden sind; ich 
bleibe da aber dran für mehr Bürger*innenbeteili-
gung sowie Umwelt- und Klimaschutz im Bergrecht.

Als stellvertretendes Mitglied im Arbeits- und Sozi-
alausschuss ist mir vor allem das Bürgergeld ein 
wichtiges Anliegen. Hartz IV war nie gut, heute hat 
es angesichts des Fachkräftemangels ganz ausge-
dient. Mit dem Bürgergeld schaffen wir den Vermitt-
lungsvorrang ab, arbeitslose Menschen können 
auch über Jahre hinweg eine Ausbildung machen, 
ohne die nächste freie Stelle annehmen zu müssen, 
die Schonvermögen werden erhöht, Zuverdienst-
möglichkeiten verbessert. Leider konnten wir gegen 
die CDU die ursprüngliche Karenzzeit und die 
Vertrauenszeit mit deutlich reduzierten Sanktionen 
nicht durchsetzen. Aber der Kern der Reform bleibt! 
In Zeiten multipler Krisen ist es besonders wichtig, 
den sozialen Zusammenhalt zu stärken. Ärmere sind 
von der .limakrise sowie von ,nflation und Energie-
preissteigerungen besonders stark betroffen, daher 
ist es jetzt besonders wichtig für sozialen Ausgleich 
zu sorgen. 

mittels Fracking zu fördern. Fracking verbraucht 
enorme Mengen Wasser, ein heute kostbares Gut, 
gefährdet das Grundwasser, ist als teure Methode 
erst nach vielen Jahren wirtschaftlich und steht erst 
zur Verfügung, wenn wir es gar nicht mehr brauchen 
würden. Also: In Fracking steigen wir erst gar nicht 
ein! Seitdem in meiner VG eine Öl-Probebohrung 
geplant ist, befasse ich mich mit dem Bergrecht. Der 
Koalitionsvertrag sieht eine Reform vor, für die ich 
mich im Hintergrund sehr stark gemacht habe. Ich 
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Liebe Freund:innen,

die multiplen Krisen, in denen wir uns seit Beginn 
der .oalition befinden, haben das gesamte parla-
mentarische Jahr geprägt. 'as hat auch Auswirkun-
gen auf die ,nnen� und 'igitalpolitik. 'er grausame 
.rieg gegen die Ukraine ist durch die Flüchtenden 
und 5usslands &\ber�Angriffe auch für uns sichtbar. 
'ie &orona�.rise offenbart den enormen Arbeits-
kräftemangel unserer :irtschaft und die .lima� und 
Energiekrise machen einen gut ausgestatteten 
Bev¸lkerungs� und .atastrophenschutz dringender 
als je zuvor. 'ie Herausforderungen und 3robleme 
sind gro¡, doch umso wichtiger ist es, dass wir als 
G5�1E Bundestagsfraktion unter Hochdruck arbei-
ten und 9ersäumtes anpacken. 'abei treibt mich das 
Ziel einer sozial gerechten, vielfältigen und weltof-
fenen Gesellschaft an. 

Mit der ,nnen� und 'igitalpolitik stehen wir 
G5�1E1 in meinen Fachbereichen vor einer beson-
deren Aufgabe. 'adurch, dass sowohl das ,nnenmi-
nisterium als auch das 9erkehrs� und 'igitalministe-
rium nicht in G5�1E5 Hand liegen, ist es wichtig als 
selbstbewusste 3arlamentarier:innen aufzutreten 
und eng mit der Bundesregierung und den Ministeri-
en zusammen zu arbeiten, um unsere gemeinsamen 
Ziele zu erreichen und die Zukunftsherausforderun-
gen mit 1achdruck anzugehen. 'abei konnten wir 
bereits einige politische Erfolge erzielen. 

'ie /eipziger Autoritarismus�Studie und die 
Mitte�Studien bestätigen uns alle paar Jahre: 5assis-
mus braucht keine 1azis� die Mitte beherrscht ihn 
auch. 9iel zu lange wurde in der ,nnenpolitik nur an 
die wei¡e Mehrheitsgesellschaft gedacht. Seit dem 
wir 7eil der 5egierung sind, gehen wir einen anderen 
:eg. 

,m .oalitionsvertrag konnten wir zahlreiche 3rojek-
te verankern: So sind die Aufklärung rechtsextremer 
Anschläge zentral, um sicherheitspolitische .onse-
Tuenzen für die Zukunft zu ziehen. 'ie vereinbarten 
waffenrechtliche �nderungen sind dringend 
notwendig, genauso wie ein konseTuentes 9orgehen 
gegen 5echtsextremist:innen im Staatsdienst. Mit 
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dem ȤAktionsplan gegen 5echtsextremismusȢ 
haben wir gemeinsam mit unseren .oalitionspart-
nern den .ampf gegen 5echtsextremismus zur 
obersten 3riorität gemacht. 9iele 3rojekte, die wir in 
diesem Bereich bereits angegangen sind, tragen 
eine G5�1E Handschrift.

,n den Haushaltsverhandlungen habe ich mich 
dafür stark gemacht, dass die politische Bildungs� 
und die 3räventionsarbeit gestärkt werden. So 
stehen alleine der Bundeszentrale für politische 
Bildung im kommenden Jahr �,� Mio. ȱ mehr für die 
Arbeit gegen 5echtsextremismus zur 9erfügung. Mit 
�,� Mio. ȱ werden wir ein 3räventionsprogramm 
gegen 5echtsextremismus im Sport konzipieren. 
Auch die zahlreichen zivilgesellschaftlichen Orga-
nisationen, wie zu Beispiel die Organisation Hate 
Aid, die Opfern von Hass im 1etz unter anderem vor 
Gericht hilft, k¸nnen sich auf unsere finanzielle 
Unterstützung verlassen.

Auch elf Jahre nach seiner Selbstenttarnung ist die 
Aufarbeitung des 1SU�7errors eine offene :unde. 
'er Staat muss sich endlich seinen 9erfehlungen 
stellen� Akten mit 1SU Bezug müssen überall erhal-
ten und zugänglich werden. 'eshalb haben wir uns 
darauf verständigt ein 1SU�'okumentationszent-
rum und ein Archiv zu 5echtsterrorismus einzurich-
ten. 'erzeit erstellt die Bundeszentrale für politi-
sche Bildung ein Gutachten zur .onzeptualisierung. 
'ank unserer Arbeit werden im kommenden Jahr 
auch die Betroffenen und Hinterbliebenen mit 
eingebunden. 

7echnologische Entscheidungen sind nie unpoli-
tisch und haben direkte .onseTuenzen � gerade für 
Menschen aus marginalisierten Gruppen. 'aher ist 
'igitalpolitik auch immer Gesellschaftspolitik. Mir 
ist es ein wichtiges Anliegen, 'igitalpolitik gerech-
ter, barrierefreier und gemeinwohlorientierter zu 

gestalten. Als Berichterstatterin für intersektionale 
und feministische 'igitalpolitik ist es mein Ziel, 
Menschen aus marginalisierten Gruppen, die häufig 
bei 7ech�Entscheidungen übersehen werden, zu 
empowern, selbst Lösungen, Ideen und Visionen 
einzubringen. :ie wichtig ein gesellschaftspoliti-
scher Ansatz ist, wird auch in der 'ebatte zur 7wit-
ter��bernahme von Elon Musk deutlich. 1ur mit 
einer vernünftigen 3lattformregulierung werden wir 
es schaffen, Hass und Hetze auf den sozialen 3latt-
formen einzudämmen.

Auch im Bereich der 9erwaltungsdigitalisierung 
kommt es langsam aber sicher zu einem Umdenken. 
:ir müssen weg von einem Staat, in dem sich die 
Bürger:innen selbst um jede 9erwaltungsleistung 
kümmern müssen, hin zu einem digitalen Staat, der 
proaktiv auf uns Bürger:innen zugeht. Jahrelange 
9ersäumnisse müssen wir schnellstm¸glich aufho-
len. 'och klar ist: 9ertrauen entsteht nur, wenn man 
digitalen Anwendungen vollumfänglich vertrauen 
kann. 'er Schutz sensibler 'aten, eine verfassungs-
konforme Umsetzung und eine enge Zusammenar-
beit mit der digitalen Zivilgesellschaft stehen daher 
im Mittelpunkt meiner 'igitalpolitik.

Mit einer ̧ ffentlichen Anh¸rung zum 7hema Ȥ'igita-
le ,dentitätenȢ konnte ich erreichen, dass das Bun-
desinnenministerium bei den digitalen ,dentitäten 
auf den sicheren und erprobten neuen 3ersonalaus-
weis �n3A� setzt, statt weiterhin mit einer Block-
chainh\sterie Steuergelder zu verschwenden. Auch 
durch einen engen Austausch mit dem :irtschafts-
ministerium konnte ich geplante Schaufensterpro-
jekte verhindern. So konnte ich erreichen, dass die 
Meinung der unzähligen Expert:innen endlich Geh¸r 
findet und die 3rojekte verfolgt werden, die vielver-
sprechend und sicher sind. 'ie gro¡en Baustellen 
des Onlinezugangsgesetzes und der 5egistermoder-
nisierung liegen noch vor uns, darauf freue ich mich 
im nächsten Jahr ganz besonders.

 

:ir G5�1E setzen uns bereits seit Jahren dafür ein, 
unser Bekenntnis als modernes Einwanderungsland 
endlich in Gesetzestexte zu gie¡en, die diesem 
Selbstverständnis entsprechen. ,n einer Zeit, in der 
in so gut wie allen Branchen und Berufen 3ersonal 
fehlt und wir dringend auf Zuwanderung angewie-
sen sind, ist dieses 9orhaben wichtig wie nie. Bereits 
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20�� hat die damalige Grüne Bundestagsfraktion 
einen Entwurf für ein Grünes Einwanderungsgesetz 
vorgelegt. ,n der Ampel�.oalition sind wir nun 
dabei, einen gemeinsamen :eg mit allen .oaliti-
onspartnern zu finden. 'ie im 1ovember vorgeleg-
ten Eckpunkte sind hierbei der erste Schritt auf dem 
:eg zu einem liberalen Einwanderungsgesetz. ,ch 
konnte mich über unsere G5�1�geführten Bundes-
ministerien bereits an vielen Stellen der Eckpunkte 
für Formulierungen einsetzen, die Migration positiv 
gestalten, die 5echte von Migrant:innen achten und 
auf proaktive Angebote fürs Ankommen und /eben 
in 'eutschland setzen. 'ass Einwanderungsverfah-
ren familienfreundlicher gestaltet werden sollen, ist 
beispielsweise ein wichtiger G5�1E5 Erfolg. 'arü-
ber hinaus setze ich mich besonders für Beratungs-
strukturen im ,n� und Ausland sowie für die Entbü-
rokratisierung und 'igitalisierung der 9erwaltungs-
prozesse ein. Aber auch die erfolgreiche Arbeit 
gegen 5assismus und 'iskriminierung ist eine wich-
tige Stellschraube, um uns endlich als Einwande-
rungsland zu präsentieren. 

Unsere rheinland�pfälzische, G5�1E Erfolgsge-
schichte m¸chte ich durch meine Arbeit in Berlin 
unterstützen und stärken. Entscheidungen, die hier 
im Bund getroffen werden, haben häufig einen 
direkten Einfluss auf die /andes� und .ommunalpo-
litik. 'urch einen engen Austausch mit euch allen, 
m¸chte ich unsere bundepolitischen Entscheidun-
gen nach 5heinland�3falz tragen und eure Anliegen 
mit nach Berlin nehmen. So konnte ich beispiels-
weise die Herausforderungen des :iederaufbaus 
im Ahrtal meinen Bundestagskolleg:innen mit 
gemeinsamen Besuchen vermitteln. 'ass die 
Antragsfristen jetzt bis Juni 202� verlängert 
wurden, ist eine Entlastungen für alle Betroffenen 
und ein gro¡er Erfolg für alle, die sich hierfür 
gemeinsam eingesetzt haben. Mein 7eam und ich 
stehen euch gerne jederzeit für eure Anliegen und 
Fragen zur 9erfügung. Gemeinsam mit unserem 
1ewsletter informieren 7obias und ich jeden Monat 
über unsere Arbeit in Berlin und in 5heinland�3falz. 
'as neue Jahr beginnt direkt mit einem spannen-
den G5�1E1 :ahlkämpfen. ,hr k¸nnt euch auch 
meine Unterstützung verlassen� 
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'ass wir unsere parlamentarische 9erantwortung 
ernst nehmen, konnten wir auch in den Haushalts-
verhandlungen unter Beweis stellen. ,m 9erlauf der 
9erhandlungen gelang es uns, drohende zweistelli-
ge Mittelkürzungen für die Migrationsberatung 
abzuwenden. 'urch unseren G5�1E1 Einsatz 
wurden die entsprechenden Mittel auf ��,� Mio. ȱ 
aufgestockt. Angesichts der gestiegenen Bedarfe ein 
toller Erfolg. 'arüber hinaus setzen wir mit dem 
&hancen�Aufenthaltsrecht eines der zentralen 
flüchtlingspolitischen 9orhaben um. Mehr als 
�3�.000 Menschen werden vom kommenden Jahr an 
aus dem S\stem der entwürdigenden .ettenduldun-
gen geholt und bekommen endlich eine 3erspektive.

Arbeitsgruppe ,nnenpolitik der Bundestagsfraktion 
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